
INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN

Tenor

1. In Anbetracht ihres Artikels 6 Absatz 3 ist die Verordnung (EWG)
Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des
Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den
Mitgliedstaaten (Seekabotage) dahin auszulegen, dass sie Einzelnen vor dem
1. Januar 2004 im Bereich der Kabotage mit den griechischen Inseln keine
Rechte in Bezug auf Linienpassagier- und -fährdienste sowie auf Beförde­
rungsdienstleistungen durch Schiffe von weniger als 650 BRZ einräumt.

2. Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 3 Buchstaben a bis c, f und g der
Richtlinie 98/18/EG des Rates vom 17. März 1998 über Sicherheitsvor­
schriften und -normen für Fahrgastschiffe sind dahin auszulegen, dass sie
einer nationalen Regelung wie der im Ausgangsverfahren streitigen
entgegenstehen, die Schiffen, die ein bestimmtes Alter überschritten haben,
Inlandsfahrten ausnahmslos untersagt, wenn der betreffende Mitgliedstaat
keine Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheitsvorschriften nach dem
in Artikel 7 Absatz 4 dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahren getroffen hat.

Beschluss des Gerichtshofes (Dritte Kammer) vom 28. September 2006 —
Strafverfahren gegen Stefan Kremer

(Rechtssache C-340/05)

„Artikel 104 § 3 Absatz 1 der Verfahrensordnung — Richtlinie 91/439/EWG —
Gegenseitige Anerkennung von Führerscheinen — Entzug der Fahrerlaubnis in

einem Mitgliedstaat — In einem anderen Mitgliedstaat ausgestellter Führerschein —
Ablehnung der Anerkennung der Fahrerlaubnis im ersten Mitgliedstaat —

Erfordernis der Beachtung der nationalen Bedingungen für die Neuerteilung einer
Fahrerlaubnis nach einem Entzug“
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INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN

Freizügigkeit — Niederlassungsfreiheit — Führerschein — Richtlinie 91/439 (Richt
linie 91/439 des Rates, Artikel 1 Absatz 2 und 8 Absätze 2 und 4) (vgl. Randnr. 38
und Tenor)

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts München — Auslegung der
Artikel 1 Absatz 2 und 8 Absätze 2 und 4 der Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom
29. Juli 1991 über den Führerschein (ABl. L 237, S. 1) — Weigerung, die Gültigkeit
eines von einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Führerscheins gegenüber dem
Inhaber anzuerkennen, dem der inländische Führerschein wegen wiederholter
Verstöße gegen das Straßenverkehrsgesetz ohne Sperrfrist entzogen worden war —
Verpflichtung, zuvor die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen durch ein
medizinisch-psychologisches Gutachten nachzuweisen

Tenor

Artikel 1 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 8 Absätze 2 und 4 der Richtlinie
91/439/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über den Führerschein in der durch die
Richtlinie 97/26/EG des Rates vom 2. Juni 1997 geänderten Fassung verwehrt es
einem Mitgliedstaat, das Recht zum Führen eines Kraftfahrzeugs aufgrund eines in
einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Führerscheins und damit dessen Gültig
keit in seinem Hoheitsgebiet nicht anzuerkennen, solange der Inhaber dieses
Führerscheins, auf den im erstgenannten Mitgliedstaat eine Maßnahme des Entzugs
einer früher erteilten Fahrerlaubnis ohne gleichzeitige Anordnung einer Sperrfrist
für die Neuerteilung der Fahrerlaubnis angewendet worden ist, die Bedingungen
nicht erfüllt, die nach den Rechtsvorschriften dieses Staates für die Neuerteilung
einer Fahrerlaubnis nach dem Entzug einer früheren Fahrerlaubnis vorliegen
müssen, einschließlich einer Überprüfung der Fahreignung, die bestätigt, dass die
Gründe für den Entzug nicht mehr vorliegen.
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